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„Integrative Sonderschulung!?”
 - nur ein Dilemma der Deskription?  1

GEORG FEUSER

1. Nur ein Dilemma der Deskription?
Wenn man in Deutschland und assoziiert mit den Entwicklungen in Österreich von Anfang an
in die Integrationsdebatte involviert war, nimmt man die Entwicklungen in seinem Gastland, also
hier in der Schweiz, mit besonderer Aufmerksamkeit und auch Spannung wahr. Durch den
Übergang der Zuständigkeit und der Verantwortung  für die Erziehung, Bildung und den Unterricht
von als behindert klassifizierten Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus der
Invalidenversicherung des Bundes in die kantonale Hoheit, rücken vor allem die für diesen Zweck
vorgelegten „Standards für die Sonderschulung (0-20 Jahre)”, die „aus der Sicht der Leistungs-
erbringer” erstellt wurden, in den Blickpunkt. In Anbetracht der damit verbundenen Strukturreform
des Bildungswesens für Behinderte in Zusammenhang mit der »Neugestaltung des Finanzaus-
gleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen« - kurz NFA - ist man geneigt
zu erwarten, dass die über drei Jahrzehnte der Integrationsentwicklung und des fachlichen
Diskurses um diese Fragen in den anderen deutschsprachigen Ländern rezipiert wurden und auch
in den ‘Standards’ einen konstruktiven Niederschlag finden. Zudem wurde in der Schweiz selbst,
vor allem ausgehend von den Universitäten Basel, Fribourg und Zürich und der Schweizerischen
Zentralstelle für Heilpädagogik (SZH), Luzern, im gleichen Zeitraum die Debatte um Integration
eröffnet und geführt. Vor allem die Schulversuche in Basel und die Fribourger Studien sind
international rezipiert worden. Ich erinnere hier nur exemplarisch an Bonderer/Bächthold 1981,
Bürli 1986, Haeberlin u.a. 1990 und Bless 1995. Hinzu kommt das Behindertengleichstellungs-
recht, das sich in verschiedenen Rechtsordnungen niederschlägt, so z.B. im Bundesgesetz über
die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen vom 13.12.2002. Zweck
ist, „Benachteiligungen zu verhindern, zu verringern oder zu beseitigen, denen Menschen mit
Behinderungen ausgesetzt sind”. Solche liegen vor, „wenn Behinderte rechtlich oder tatsächlich
anders als nicht Behinderter behandelt und dabei ohne sachliche Rechtfertigung schlechter gestellt
werden als diese, oder wenn eine unterschiedliche Behandlung fehlt, die zur tatsächlichen
Gleichstellung Behinderter und nicht Behinderter notwendig ist” (Art. 2, Begriffe).

Im Spiegel dieser Erwartungen erregt es Aufmerksamkeit, wenn Begriffe wie „integrative
Sonderschulung” nicht nur ab und an auftauchen, sondern in Fachkreisen Verständigungsmittel
sind. Wie können derart widersprüchliche Begriffe überhaupt in einen einheitlichen begrifflichen
Zusammenhang gebracht werden? Konträrer kann eine Formulierung im Grunde nicht sein. Man
fühlt, wie zwei Domänen zu fusionieren scheinen: Die eine skizzierbar als traditionell-separatisti-
sche Sonderpädagogik, die andere als generalisierte allgemeine Pädagogik, wobei diese ihrer
Aussonderungspraxis wegen den Behinderten nicht kennt und die andere, der Segregierung der
Behinderten wegen keinen nicht Behinderten. Das Ganze also nur ein Dilemma der Deskription,
als die diese Begrifflichkeit anmutet? Ich meine Nein! Diese Begrifflichkeit ist realer Ausdruck
einer Strukturreform, beschreibt ein Gemeintes, wird nicht als Widerspruch erfahren, hat System,
ist gewollt - und keine Karikatur. Ich versuche, das anhand der „Standards” aufzuzeigen.

2. Die Standards: Formalisierte Inhaltslosigkeit
Nach Befassung mit den „Standards” und zahlreichen resultierenden Analysen und Kommentaren
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bleibt mir ganz allgemein nur eine sehr nüchterne Feststellung: Die Standards sind formalisierte
Inhaltslosigkeit. Diese Aussage beziehe ich darauf, dass es im Bereich von Erziehung, Bildung
und Unterricht, aufbauend auf der vorobligatorischen Frühen Bildung, wesentlich um die
Ermöglichung Entwicklung indizierenden Lernens gehen sollte. Davon ist in den Standards, die
aus der Sicht der Leistungserbringer erarbeitet wurden, aber nicht die Rede. Es ist selbstver-
ständlich, dass Leistungserbringer, die Angebote für die entsprechenden schulischen, vor- und
nachschulischen Lernfelder vorhalten, diese in Orientierung an den Bildungsbedürfnissen der
Abnehmer und bezogen auf die damit verbundenen Zielsetzungen organisieren, die Umsetzung
des Angebots planen, die Personen, die es umzusetzen haben, qualifizieren und die im Prozess
der Umsetzung erzielte Wirkung feststellen und in entsprechend evaluationsbasierten Prozessen
die Angebotsstruktur und deren Umsetzung revidieren. Es ist in gleicher Weise sinnvoll, wenn
in Rückbezug auf wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse über Entwicklungsverläufe und das
Lernen im Altersbereich 0-20 und unter Einbezug der sozialen und ökonomischen Lage der Kinder
und Jugendlichen Aufgaben in Richtlinien gefasst werden, die zum einen die Bedarfslage der sich
Bildenden deutlich skizzieren und zum anderen eine an dieser orientierte hoch qualifizierte
Umsetzung verlangen, um diesbezüglich Beliebigkeiten und selektive Bevorzugungen bzw.
Benachteiligungen zu minimieren. Aber davon ist nichts zu lesen!

Ferner skizzieren ‘Standards’ eine »‘Verbindlichkeit’ des weithin Verbreiteten«, weshalb
sich z.B. auch kultushoheitlich autonome Systeme im Sinne einer Harmonisierung ihrer Praxis
anschliessen können. Wird dazu die Tatsache in Beziehung gesetzt, wie die „Standards für die
Sonderschulung 0-20 Jahre (aus der Sicht der Leistungserbringer)” vom 01. Juli 2006 zu Beginn
der Erläuterungen betonen, dass die Leistungserbringer „im Sinne eines proaktiven Vorgehens
selber definieren können, was sie unter Qualität verstehen” (SZH 2006, S. 2), wird das Prinzip
Ausschluss zum Strukturmoment, das dann auch bestens die Funktion der Segregierung erfüllen
kann. Die ‘Selbstdeklaration’ als ein Element im Prozess des Qualitätsmanagements (QM) kann
nie alleine und ausschließlich Qualität bestimmen. Das widerspricht allen Regeln, wie sie in der
Qualitätssicherung international praktiziert werden. Unter solchen Aspekten gerinnt die Vernehm-
lassung zu den „Standards” zum pseudodemokratischen Prozess und verdeutlicht den Versuch,
der demokratischen Alibisierung eines autokratisch zustande gekommenen Produkts. Eine absolut
gesetzte Selbstdeklaration in der Bestimmung von Standards in der sonderpädagogischen
Landschaf bedeutet, dass die »informierte Willkür« der Leistungserbringer sich auch anheischig
macht, Steuerungsinstrument menschlichen Lernens und menschlicher Entwicklung zu sein. Wenn
gewollt ist, wie in vielen Dokumenten und Stellungnahmen betont und exemplarisch im Bericht
zur 1. Projektphase der Standards im sonderpädagogischen Angebot der obligatorischen Bildungs-
stufe in der Zusammenfassung hervorgehoben wird, dass mit Blick auf die NFA „Standards die
Chancengleichheit aller Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen gewährleisten, der Gefahr
der Einschränkung des sonderpädagogischen Angebots begegnen und zugleich die Chance einer
integrationsfreundlichen Neugestaltung der Finanzierungsmechanismen” nutzen sollen - und dies
mit „dem Recht auf Bildung für alle und dem Ziel einer Schule für Alle” - nach Maßgabe „einer
Finanzierung, die sich primär an den individuellen Bildungsbedürfnissen und nicht an den
Angebotsstrukturen orientiert” (Abgottsponn et al 2004, D-7, D-8), was demokratischen
Orientierungen entsprechen würde, dann hat sich dieses Bemühen schon in doppelter Weise selbst
ausgehebelt, ehe es zum eigentlichen Sachanliegen vordringt: Durch die Ausschließlichkeit der
Selbstdeklaration der Leistungserbringer, wird der Ausschluss jedweder wissenschaftlichen und
erfahrungsbedingten Erkenntnis über pädagogisch zu realisierendes Lehren und Unterrichten
ermöglicht, das die Zielvorgaben realisieren könnte und durch den Nichteinbezug der Betroffenen,
der ‘Kunden’ also, die Negation deren sozio-ökonomischen Lage, deren subjektiven Bildungs-
bedürfnisse und die humanwissenschaftliche Objektivierung dieser Aspekte. Damit fällt das
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Bemühen um Standards für die Sonderschulung unter Aspekten des Fachdiskurses um das QM
im Gesundheits-, Sozial- und Bildungswesen weit hinter dessen heute erreichten Stand zurück
und deklassiert sich selbst. Diesbezüglich sind dann auch die in den Grundsätzen postulierten und
allumfassend richtigen Aussagen wie z.B. „Jeder Mensch ist einzigartig und als vollwertiges
Mitglied der Gesellschaft zu respektieren” und dass den Standards „die Prinzipien der Chancenge-
rechtigkeit und Rechtsgleichheit im Bildungssystem sowie der Integration und Teilhabe aller
Menschen am gesellschaftlichen Leben” zugrunde liegen und organisatorisch völlig richtig und
notwendig auch „Entwicklungsbegleitung” eingefordert wird, nicht mehr ehrenrettend; sie werden
unglaubwürdig und rücken in den Stand von Sonntagsreden zurück, weil gerade die Betroffenen
und deren Perspektive aus den Standards der Leistungserbringer ausgeschlossen bleiben.

In allen Verlautbarungen wird in besonderer Weise betont, dass „im sonderpädagogischen
Bereich integrierende Massnahmen den separierenden vorgezogen” werden sollen. Dabei wird
unmittelbar, im gleichen Satz, in Klammern vermerkt, auf die „Beachtung der Verhältnismässig-
keit” (S.4) verwiesen. Diese wird durch die „Beachtung des Wohles und der Entwicklungsmöglich-
keit des Kindes, des Jugendlichen oder des jungen Erwachsenen”  garantiert, wie im Artikel 2,
in den Grundsätzen der „Interkantonale Vereinbarung über die Zusammenarbeit im sonderpäd-
agogischen Bereich” (EDK 5/2006), festgehalten wird (S. 23), aus der ich exemplarisch zitierte.
Integration durch Sonderschulung findet ihre vermeintliche Rechtfertigung (a) in der Verhält-
nismässigkeit, die auf Kosten-Nutzen-Analysen orientiert ist und (b) im Kontext des Gleich-
stellungsgesetzes dahingehend, dass Gleichstellung durch das Besondere zu erreichen ist, dessen
der Behinderte bedarf. So hat man dem Verharren im rechtlich legitimierbar erscheinenden
Antiquierten den Anschein des Fortschrittlichen gegeben - und die Metapher von der Integration
durch Sonderschulung gewinnt Wirklichkeit. Anders gesagt: Integration durch Sonderschulung
ist die unterschiedliche Behandlung, derer die Behinderten bedürfen und die zur tatsächlichen
Gleichstellung Behinderter und nicht Behinderter notwendig ist. Draußen beim Kaffee würde man
sich vielleicht sagen: Sehr clever, echt schlitzohrig. Oder ist das Ausdruck interkantonaler
Diplomatie? Zumindest wirft solches die Frage nach dem Verhältnis von Kompromiss und
Korruption auf. Aus fachwissenschaftlicher Perspektive und auch aus der vieler Betroffener und
ihrer Eltern werden mit den aktuellen Schweizer Entwicklungen, wie ich annehme, drei Jahrzehnte
der Erforschung, Praxis und Evaluation der Integration korrumpiert. Die Vereinbarung ist gespickt
von solchen Aussagen, die einen reformerischen Ausblick im Moment seiner Benennung schon
wieder zurück nehmen.

Mit Bezug auf die »unterschiedliche Behandlung behinderter zur tatsächlichen Gleichstellung«
bezweckt die Sonderpädagogik, wie zu lesen ist, „die notwendige unterschiedliche Behandlung
von Kindern und Jugendlichen mit besonderen Bedürfnissen sowie eine Anpassung der päd-
agogischen Unterrichtsformen im Hinblick auf eine zielgerichtete Unterstützung der Betroffenen”
(S. 24). Man könnte nun, wiederum sehr gutmütig, diese Aussagen als Auftrag an die Sonderpäd-
agogik verstehen, die Regelschule für alle Schüler kind- und unterrichtsfähig zu machen, wenn
das Vorliegen eines besonderen Bildungsbedürfnisses nicht durch den Ausgleich gewisser
Entwicklungsschwierigkeiten durch bestimmte sonderpädagogische Maßnahmen als Vorausset-
zung für den späteren Besuch des Regelunterrichts definiert wäre (S. 25). Aufträge an die
Regelschule, sich den Belangen von Kindern und Schülern mit besonderen Bildungsbedürfnissen
zu widmen, vergleichbar denen an die Sonderpädagogik, die Behinderten im Grunde Regelschul-
fähig zu machen, definiert die Vereinbarung nicht. Damit bleibt das Regelschulwesen in seiner
derzeit bestehenden Praxis absolut gesetzt; das Sonderschulwesen wird dazu relativ gesehen. Das
bedeutet in praxi, dass (siehe das Gebot der Verhältnismäßigkeit)
• Benachteiligungen sachlich zu rechtfertigen sind,
• Kinder und Jugendliche mit leicht kompensierbaren Lern- und Entwicklungsproblemen,
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soweit diese durch eine sonderpädagogische Intervention und/oder Begleitung in der
Regelschule für diese, d.h. konkret für die dort tätigen Lehrer unauffällig bzw. erträglich
gehalten werden können, eine Regelklasse besuchen dürfen und

• der „Rest” eine Sonderschule oder -klasse zu besuchen hat. 
Derart wird im Kontext des mit der NFA intendierten Reformprozesses, der diesbezüglich völlig
irrig als ‘Paradigmenwechsel’ gehandelt wird, die Sonderschulung festgeschrieben. Der Besuch
einer Regelschule derer, die im Kaskadenmodell nach einer schulexternen Abklärung sonderpäd-
agogischer Angebote mit individueller Ressourcenzuteilung bedürftig sind, wird ohne innere
Schulreform der Regelschule in der Praxis gegen Null gehen. Das antizipiert schon der Querbalken
im Verlaufsmodell und der blasse Schriftzug Integration. Damit wird neue Ungleichbehandlung
geschaffen und das bestehende selektierende und segregierende Regelschulsystem bestätigt,
gestärkt und fortgeführt. Wo Selektion, Ausgrenzung und Separierung drinnen ist, sollte man nicht
Integration drauf schreiben!

Integration ist in den mir vorliegenden Papieren, da mögen sie noch so schönfärberisch und
eloquent formuliert und mit großartigen Begriffen garniert sein, schon in dem Moment negiert,
in dem sie erhoben wird. In konsequenter Analyse der Texte kann, es sei dieser umgangssprachli-
che Ausdruck hier einmal erlaubt, schon die Forderungen auf Chancengleichheit und Gleich-
behandlung kaum als ‘halbherzig’ gewertet werden. Sie sind nur existent im Selbstbetrug der guten
Absicht gegenüber der geschaffenen textlichen Wirklichkeit und der bestehenden gesellschaftli-
chen Realität, was wieder einmal zeigt, dass das Gegenteil von ‘richtig’ nicht ‘falsch’, sondern
die gute Absicht ist, die möglicherweise einem Gutmenschtum entspringt. Dieser Eindruck wird
noch dadurch verstärkt, dass ich in keinem der Standards und in den vielen Texten dazu an keiner
Stelle einen auf die sog. ‘allgemeine Pädagogik’, ich spreche hier, wie Sie schon bemerkt haben,
von ‘Regelpädagogik’, abzielende Aussage gefunden habe, die deren Reformnotwendigkeit im
Sinne dieser zentralen Forderungen verlangt und Standards dazu formuliert. Es scheint, als seien
die geforderten integrativen Massnahmen von den regelpädagogischen Lernfeldern und Bildungs-
institutionen unabhängig - und eben auch von deren diesbezüglichen Willensbekundungen und
einer entsprechenden Bereitschaft, von einer ausgrenzenden zu einer integrierenden Institution
zu werden. Am deutlichsten pointiert finde ich diesen fast schon als pervers zu nennenden
Missbrauch des Begriffs der Integration, wenn ich, wie mit dem Titel meiner Ausführungen
bezeichnet, in Zürich immer wieder aus Fachkreisen höre, dass von der »integrativen Sonder-
schulung« die Rede ist oder ich erfahren muss, dass behinderte Schüler nur für die Zeit in einer
Regelklasse verweilen dürfen, in der ein Sonderschullehrer anwesend ist, wobei von diesen, wie
mir bekannt wurde, auch gefordert wird, während der Zeit, die sie für ein Kind mit besonderen
Bildungsbedürfnissen der Regelschule zur Verfügung stehen, in separierten Räumen im Einzel-
unterricht den Anschluss des Schülers an den Stoff der Regelklass zu bewerkstelligen. Noch fataler
wird es, wenn nun seitens der Sonderschule dieses Ansinnen von Regelschullehrern als berechtigt
angesehen wird, damit ein Schüler mit einem speziellen Förderbedarf in der Regelschule
verbleiben darf. Hier verkommt das Anliegen integrativer Schulung zur von mir schon vor
zweieinhalb Jahrzehnten so benannten „Schäferhundpädagogik”, in der die Rolle des Sonderpäd-
agogen gegenüber dem Kind und Schüler mit spezifischen Erziehungs- und Bildungsanliegen
pervertiert wird. Dieser wird durch eine solche Tätigkeit im Grunde als Garant eines nicht
bestehenden Veränderungswillens der Regelpädagogik und zur Sicherung deren Ausgrenzungs-
praxis missbraucht - und er lässt sich missbrauchen, wenn er seine Tätigkeit in dieser Weise
wahrnimmt. So sieht sich selbst Detreköy (2004), dessen sechs Feststellungen und drei Schluss-
folgerungen zu den Standards ich zustimmen kann, veranlasst zu vermerken, dass das Leitprinzip
einer »Schule für Alle« teilweise missverstanden worden sei, nachdem „sich mehrere Stellung-
nahmen gegen die vermeintliche Integration aller Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen
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in der Regelschule” wehrten. Er relativiert: „Gemeint ist im Projektbericht hingegen die Verant-
wortung der örtlichen Schule mit einer Aufgabenteilung zwischen Regel- und Sonderschule. Der
Schüler oder die Schüler [sic.] gehört zur Regelschule, auch bei der Schulung in der Sonderschule.
Letzteres wurde nirgends in Frage gestellt” (S. 8), was mich, um nach dem Zitat fortzufahren, nicht
erstaunt, denn ohne die Regelschule für Schüler mit entsprechenden Bildungsbedürfnissen
integrativ in die Pflicht zu nehmen, wird ihr auf diese Weise eine noch größere Macht hinsichtlich
der Ausgrenzung von Schülern mit Lern- und/oder Entwicklungsproblemen zuerkannt, als dies
ohnehin schon der Fall ist. Wenn die systembedingten Unterscheidungen von »Sonderschüler«
und »Regelschüler« mit dem Vorschlag der Projektgruppe erhalten bleibt, wird nicht nur eine
»Schule für Alle« nicht in letzter Konsequenz realisiert, wie DETREKÖY bemerkt, sondern sie auch
nur zur erwähnen, zur Lüge den Betroffenen gegenüber. Wenn im „Zwischenbericht der Steuer-
gruppe” vom 30. Dezember 2005 in Bezug auf den spezifischen Förderbedarf und hinsichtlich
der individuellen Ressourcenzuteilung betont wird, dass in diesem Ansatz nicht die als manchmal
diskriminierend empfundenen Behinderungskategorien, sondern „die besonderen Bedürfnisse als
Legitimation für Leistungen” gelten, so schwächt das die Verletzungen kaum ab, auch wenn
beflissen darauf verwiesen wird, dass der Begriff aus dem angelsächsischen Raum kommt und
dort Special Education Needs (SEN) heißt (S. 35). Noch mehr Anglizismen machen das Prozedere
der Ausgrenzung auch nicht besser. Sie befördern die Verschleierung selektiver Verteilung von
Bildungsprivilegien in undemokratischen Prozessen.

Ich kann, um zusammen zu fassen, die Standards nicht als von denen her gedacht und für
die entwickelt verstehen, denen sie mit dem Ziel, dass Lernen effizient, Entwicklung induziert
und soziales Miteinander gefördert wird, dienen sollen. Wo dieses in den Formulierungen
ansatzweise aufscheint, z.B. in der Übersicht bezogen auf die Prozessqualität im Regelungsbereich
»Leistungsbezüger« geht es um die „Förder-/Therapieplanung und Entwicklungsbegleitung” aus
der Perspektive der Fachleute, was im Gesamtkontext der Standards auf eine durchaus paternalisti-
sche Sichtweise der sog. Leistungsbezüger verweist, die ihrerseits den deklarierten zu Grunde
liegenden Prinzipien entgegengesetzt ist. In den mir vorliegenden 17 Standards finde ich nur zwei
Hinweise, die die Erziehungsberechtigten berücksichtigen: Im Standard 16 in Bezug auf die
Förder- und Therapieplanung und Entwicklungsbegleitung und im Standard 17 in Bezug auf die
jährliche Erhebung der Zufriedenheit über Erfüllung und Wirkung des Angebots. Die primär
betroffenen Kinder und Jugendlichen bleiben total ausgeschlossen. Auch die „Kundenzufrieden-
heit” ist nur einer von vielen Parametern, die ein QM und damit auch Standards konstituieren.
Der Aussage in den Prämissen, dass die Standards auch unter Einbezug der Perspektive der Kinder,
Jugendlichen und jungen Erwachsenen formuliert worden seien, kann ich keinen Glauben schenken
(siehe SZH 2006, S. 3). Wenn in den Erläuterungen ferner gesagt wird, „die Standards sollen von
den Behinderten-, Fach- und Berufsverbänden mit konkreten und detaillierten Inhalten ergänzt
werden” (SZH 2006, S. 2), so rehabilitiert das die vorliegenden Standards auch in ihrer gewollten
Vorläufigkeit nicht, wenn man die Liste der sie erarbeitenden Expertinnen und Experten liest (S.
12) und dass die Schweizerische Zentralstelle für Heilpädagogik maßgeblich an diesen Prozessen
beteiligt ist. Anders gesagt: Bezogen auf die bestehende gesellschaftliche und bildungspolitische
Wirklichkeit kann nicht als gewollt erkannt werden, was gewünscht ist. In Folge der Umsetzung
ist eine weitere Separierung zu erwarten und zwar innerhalb der Betroffenen behinderten Kinder
und Jugendlichen selbst - nämlich in solche, die mit den gewährten Ressourcen integrierbar
erscheinen und in jene, die als nicht integrierbar stigmatisiert werden. Dies in Korrespondenz zu
einer unhinterfragten Regelschule, die in Bezug auf ein QM hinsichtlich ihrer Klientel tabu zu
sein scheint.

»Schulversagen« wird wohl noch immer nicht als ein »Versagen der Schule« an den Kindern
verstanden. Damit wird eine „Rest-Sonderschule” in Kauf genommen, in der die von außen zur
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Wirkung kommenden gesellschaftlichen Stigmatisierungen derer, die sie besuchen müssen, noch
härter sein werden als sie es heute ohnehin schon sind. Die innere Dynamik eines solchen noch
weiter verengten Sonderschulsystems wird nur noch marginalisiert Lern- und Entwicklungsanreize
schaffen können und diesbezüglich  erheblich reduziert sein. Zur Legitimation wird dann die alt
bewährte Ideologie vom erforderlichen „Schonraum” für die Betroffenen und die Unzumutbarkeit
der Integration für schwerer behinderte Kinder, die ihnen ja den Spiegel ihrer Beeinträchtigungen
vorhalte, unter dem sie leiden würden, wieder aktualisiert. Die ihrerseits unter solchen Bedingun-
gen deprivierten Lehrpersonen und therapeutischen Kräfte werden weiterhin mit dem in gleicher
Weise bewährten Heiligenschein des Mitleids geadelt werden, weil sie ja mit so.... schwer
beeinträchtigen und entwicklungsgestörten Menschen arbeiten und sich für sie aufopfern. In
Deutschland ist man im Umgang mit diesen Fragen etwas ehrlicher: Man hat Integration laut Urteil
des Bundesgerichtshofes unter Finanzierungsvorbehalt gestellt - trotz des verfassungsrechtlichen
Benachteiligungsverbots von behinderten Menschen - und sie, ethisch gesehen, damit im Grunde
zur Lebenswertfrage gemacht. Die Problematik des so genannten „Harten Kerns” harrt auch im
4. Jahrzehnt der Integration noch der politischen Lösung. Auch die Praxis der „Sonderpäd-
agogischer Zentren (SPZs)” wie sie in Österreich eingerichtet und mit dem Auftrag versehen
wurden „durch Bereitstellung und Koordination sonderpädagogischer Maßnahmen in anderen
Schularten dazu beizutragen, dass Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf in best
möglicher Weise auch in allgemeinen Schulen unterrichtet werden können” ist eine problemati-
sche, wenn und so lange die anfallenden Fachfragen dadurch scheinbar gelöst werden, dass sie
selbst Schüler unterrichten, worauf PRAMMER (2004) dezidiert aufmerksam macht. Ob „sonderpäd-
agogische Zentren”, „Förderzentren” oder auch „Kompetenzzentren”, wie in jüngerer Zeit
beschönigend deklariert wird, sie werden nur dann einen konstruktiven Beitrag zur Integration
leisten können, wenn sie von vornherein ohne eigene Schülerschaft konzipiert werden. Ansonsten
erfüllen sie kaum mehr als eine Umetikettierung der Sonderklassen oder -schulen. Bei aller
Würdigung der Bemühungen der Interessensgemeinschaft Umsetzung NFA (Aebischer 2006) und
der Elternvereinigung insieme (Lauper 2006) und des vorgelegten 10-Punkte-Programms
Sonderschulung wird u.a. deutlich, wie weit die Sichtweise von einer integrativen entfernt ist,
wenn im Punkt 3. gefordert wird, dass „die Lernziele der Regelschule auf die individuelle
Fähigkeit der Kinder mit einer geistigen Behinderung abgestimmt werden” sollen. Mit dem
Abrücken von einem zielgleichen Unterricht scheint man sich selbst in Befürworterkreisen der
Integration in der Schweiz noch schwer zu tun. Uneingeschränkt zuzustimmen ist der Aussage:
„Die Regelschulen können diese Aufgabe nur erfüllen, wenn es gelingt, das bisher ausgegliederte
sonderpädagogische Wissen in die Klassenzimmer zu integrieren” (S. 25).

3. Würdigung und Forderungen
Dem Komplex der mit den ‘Standards’ durchaus in anerkennenswerter Weise angestrebten
Qualitätssicherung wären schließlich auf dem Weg von der Selektion über Integration zur Inklusion
unveräußerliche Grundwerte voran zu stellen, die kurz wie folgt benannt werden können:
• Uneingeschränkte Teilhabe an der Bildungskultur,
• keinen Bildungsreduktionismus und
• alle dürfen Alles und jede und jeder auf ihre und seine Weise unter Gewährung der Hilfen

lernen, derer sie oder er bedarf.
Dann könnten auch die in der „Interkantonalen Vereinbarung über die Zusammenarbeit im
sonderpädagogischen Bereich” (2006) auftauchenden Grundsätze der Rechtsgleichheit und der
Chancengleichheit als Teil des Grundrechtes auf Gleichbehandlung eingelöst werden. Die
Standards wären entsprechend zu überarbeiten und der  Hinweis darauf, dass Integration nicht
punktuell erfolgen kann und ohne Schulentwicklung undenkbar ist (S. 7) würden sie glaubhafter
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machen. Sorge zu tragen wäre darauf, dass
• ein Verständnis, Integration sei durch ein additives Nebeneinander von Sonder- und

Regelpädagogik zu leisten, überwunden wird,
• die Regelpädagogik verstehen und einsehen lernt, dass Integration zu ihrem Zuständigkeits-

und Verantwortungsbereich gehört und Integration ihr fachliches Problem ist, das sie zu lösen
hat, um die durch  ihre Selektionspraxen geschaffene Rechtsungleichheit, Chancenungleich-
heit und Ungleichbehandlung  von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen im
Erziehungs- und Bildungssektor zu beenden,

• die Sonderpädagogik sich als Kompetenzbereich und Service ohne Schüler verstehen lernt,
der für schwer beeinträchtigte und entwicklungsgestörte Kinder und Schüler in der Regel-
schule  personale und advokatoriche Assistenz leistet, der Regelschule im Sinne des
Kompetenztransfers, in Formen  eines multiprofessionellen Co-Teaching und zur Beratung
in Fragen erschwerten Lernens von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zur
Verfügung steht und

• für die Regel- wie die Sonderpädagogik die Ausgrenzung und nicht die Integration zu
begründen und zu rechtfertigen ist.

Standards von Leistungserbringern ohne klare Grundwertedimensionen und Zielperspektiven
verlieren ihren Sinn, brechen in sich zusammen und bleiben schließlich ein willfähriges Instrument
für eine an zukünftigen Verwertungsinteressen und Nützlichkeitskriterien orientierte Ressourcen-
zuweisung an Erziehungs- und Bildungsinstitutionen. So gesehen, ist der Begriff der „integrativen
Sonderschulung” kein Dilemma der Deskription, sondern politischer Wille, der auch fachlich
gewollt ist! Wir haben es im Feld von Erziehung, Bildung und Unterricht mit Menschen zu tun,
von denen jede und jeder einzelne unter seinen je individuellen Ausgangs- und Randbedingungen,
bezogen auf seine Biographie, ein sich selbst organisierendes und konstruierendes hoch komplexes
und kompetentes lebendes System ist. Davon, das zu begreifen, scheint die Pädagogik noch um
Jahrhunderte entfernt.
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